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Gesetz über die Betreuung und Förderung von Kindern in Kindergärten,
anderen Tageseinrichtungen und der Kindertagespflege

(Kindertagesbetreuungsgesetz - KiTaG)
Vom 19. März 2009

§ 2a
Förderauftrag und Qualität, Rechtsverordnungen

(1) Die Gemeinden sollen unbeschadet der Verpflichtung des örtlichen Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe durch geeignete Maßnahmen die Umsetzung des Förderauftrags in den Tageseinrichtungen
gemäß § 22 a SGB VIII sicherstellen und weiterentwickeln.

(2) Die Qualität in der Kindertagespflege wird durch die Vermittlung von geeigneten Tagespflegeper-
sonen gemäß § 23 Abs. 3 SGB VIII sichergestellt.

(3) Eine Förderung der Kinder in Tageseinrichtungen unter Berücksichtigung der Zielsetzungen des
nach § 9 Abs. 2 erstellten Orientierungsplans für Bildung und Erziehung dient dem Förderauftrag nach
§ 22 SGB VIII.

(4) Das Kultusministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zu treffen
über

1. die verpflichtende Festlegung der personellen Ausstattung (Mindestpersonalschlüssel) von Ta-
geseinrichtungen gemäß § 1 Absatz 1 und über eine, der Erreichung der in Absatz 3 genannten
Ziele dienende, verpflichtende Erhöhung des Mindestpersonalschlüssels,

 

2. die Finanzierung einer der Erreichung der in Absatz 3 genannten Ziele dienenden weiteren
Qualifizierung des in § 7 genannten pädagogischen Personals in Tageseinrichtungen gemäß § 1
Abs. 1 Nr. 1.

 

Weitere Fassungen dieser Norm

§ 2a KiTaG, vom 19.11.2019, gültig ab zukünftig
§ 2a KiTaG, vom 19.10.2010, gültig ab 28.10.2010
§ 2a KiTaG, vom 19.03.2009, gültig ab 01.01.2009 bis 27.10.2010

§ 2a KiTaG wird von folgenden Dokumenten zitiert

 Gesetze Landesrecht
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Gesetz über die Betreuung und Förderung von Kindern in Kindergärten,
anderen Tageseinrichtungen und der Kindertagespflege

(Kindertagesbetreuungsgesetz - KiTaG)
Vom 19. März 2009

§ 7
Pädagogisches Personal und Zusatzkräfte

(1) In den Einrichtungen sind die Kinder durch pädagogisch qualifizierte Fachkräfte zu betreuen, zu er-
ziehen und zu bilden. Die Fachkräfte können durch weitere geeignete Personen (Zusatzkräfte) unter-
stützt werden.

(2) Fachkräfte in Einrichtungen sind:

1. staatlich anerkannte Erzieher und Erzieherinnen sowie staatlich anerkannte Erzieher und Erzie-
herinnen der Fachrichtung Jugend- und Heimerziehung;

 

2. staatlich anerkannte Kindheitspädagogen und Kindheitspädagoginnen von Fachhochschulen,
Pädagogischen Hochschulen oder sonstigen Hochschulen;

 

3. staatlich anerkannte Sozialpädagogen und Sozialpädagoginnen, staatlich anerkannte Sozial-
arbeiter und Sozialarbeiterinnen, Diplompädagogen und Diplompädagoginnen, Diplom-Erzie-
hungswissenschaftler und Diplom-Erziehungswissenschaftlerinnen mit sozialpädagogischem
Schwerpunkt sowie Bachelor-Absolventen und Bachelor-Absolventinnen dieser Fachrichtungen;

 

4. Personen mit der Befähigung für das Lehramt an Grundschulen, Grund- und Hauptschulen so-
wie Sonderschulen;

 

5. Personen mit einem Studienabschluss im pädagogischen, erziehungswissenschaftlichen oder
psychologischen Bereich mit mindestens vier Semestern Pädagogik mit Schwerpunkt Kinder
und Jugendliche oder Schwerpunkt Entwicklungspsychologie;

 

6. staatlich anerkannte Kinderpfleger und Kinderpflegerinnen;

 

7. staatlich anerkannte Heilpädagogen und Heilpädagoginnen;

 

8. Personen mit einem Studienabschluss der Heilpädagogik;
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9. staatlich anerkannte Heilerziehungspfleger und Heilerziehungspflegerinnen sowie

 

10. nach einer Qualifizierung in Pädagogik der Kindheit und Entwicklungspsychologie im Umfang
von zusammen mindestens 25 Tagen, die auch berufsbegleitend durchgeführt werden kann,
oder nach einem einjährigen betreuten Berufspraktikum
a) Physiotherapeuten und Physiotherapeutinnen, Krankengymnasten und Krankengymnas-

tinnen, Ergotherapeuten und Ergotherapeutinnen, Beschäftigungs- und Arbeitstherapeu-
ten und Beschäftigungs- und Arbeitstherapeutinnen, Logopäden und Logopädinnen,

 

b) Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger und Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin-
nen, Hebammen, Entbindungspfleger, Haus- und Familienpfleger und Haus- und Famili-
enpflegerinnen sowie Dorfhelfer und Dorfhelferinnen,

 

c) Fachlehrer und Fachlehrerinnen für musisch-technische Fächer,

 

d) Personen, die die erste Staatsprüfung für das Lehramt an Grundschulen oder Grund- und
Hauptschulen oder für das Lehramt an Sonderschulen erfolgreich bestanden haben.

 

 

(3) Eine Person, deren im Ausland erworbene Qualifikation von der zuständigen Stelle als gleichwertig
mit einer Qualifikation nach Absatz 2 anerkannt wurde, gilt als Fachkraft nach Absatz 2 mit entspre-
chender inländischer Qualifikation. Zuständige Stelle ist, soweit spezialgesetzlich nicht anders gere-
gelt, das Regierungspräsidium Stuttgart.

(4) Als Fachkräfte im Sinne des § 1 Absatz 8 gelten auch Sozialpädagogen und Sozialpädagoginnen,
Erzieher und Erzieherinnen, Kinderpfleger und Kinderpflegerinnen sowie Personen nach Absatz 2
Nummer 10 jeweils während der Qualifizierung oder des Berufspraktikums. Das Landesjugendamt
kann darüber hinaus auf Antrag des jeweiligen Trägers ausnahmsweise weitere Personen als Fach-
kräfte zulassen, sofern sie nach Vorbildung und Erfahrung geeignet sind. Absatz 9 bleibt unberührt.

(5) Zusatzkräfte im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die auf Grund ihrer Qualifikation in anderen
Feldern die pädagogische Arbeit in einer Einrichtung bereichern. Über die Eignung als Zusatzkraft ent-
scheidet der jeweilige Träger der Einrichtung. Absatz 9 bleibt unberührt.

(6) Zur Leitung befugte Fachkräfte (Leitungskräfte) sind:

1. für die Leitung einer Einrichtung:
a) Fachkräfte nach Absatz 2 Nummer 1 bis 3 und

 

b) sonstige Fachkräfte nach Absatz 2 mit einer mindestens zweijährigen Bewährung als
Gruppenleitung und einer Fortbildung zur Vorbereitung auf Leitungsaufgaben im Umfang
von mindestens 160 Stunden;

 

 

2. für die Leitung einer Gruppe:
a) Fachkräfte nach Absatz 2 Nummer 1 bis 5 und 8,

 

b) Fachkräfte nach Absatz 2 Nummer 7 und 9, die sich bei Vollzeitbeschäftigung über einen
Zeitraum von mindestens einem Jahr als Fachkraft bewährt haben,
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c) Fachkräfte nach Absatz 2 Nummer 6 und 10, die sich bei Vollzeitbeschäftigung über ei-
nen Zeitraum von zwei Jahren als Fachkraft bewährt und eine mindestens 60 Stunden
umfassende Fortbildung zur Bildung und Pädagogik in Kindertageseinrichtungen absol-
viert haben.

 

 

Bei einer Teilzeitbeschäftigung verlängert sich der Zeitraum nach Nummer 1 Buchstabe b und Num-
mer 2 Buchstabe b und c entsprechend. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(7) Die Leitungskräfte haben die Aufgaben,

1. die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit zu fördern;

 

2. die Erziehung und Bildung in der Familie zu unterstützen und zu ergänzen;

 

3. die Eltern im Hinblick auf die Vereinbarung von Erwerbstätigkeit und Kindererziehung zu unter-
stützen und

 

4. andere bei der Erfüllung der Aufgaben nach den Nummern 1 bis 3 mitwirkende Fach- und Zu-
satzkräfte anzuleiten.

 

Die Leitung einer Kindertageseinrichtung im Sinne des § 1 Absatz 1, in der Kinder im Alter bis Schul-
eintritt in einer der in § 1 Absatz 1 der Kindertagesstättenverordnung genannten Gruppe gefördert
werden, hat über die in Satz 1 genannten Aufgaben hinaus pädagogische Leitungsaufgaben nach den
Maßgaben von § 1 Absatz 5 der Kindertagesstättenverordnung wahrzunehmen. Die übrigen Fachkräf-
te unterstützen die Leitungskräfte in der Gruppe.

(8) Fachkräfte im Sinne der Absätze 2 und 4 Satz 2 sowie Zusatzkräfte dürfen in Einrichtungen, auf
die dieses Gesetz Anwendung findet und die in Trägerschaft des Landes, eines Landkreises, einer Ge-
meinde, einer Verwaltungsgemeinschaft, eines Zweck- oder Regionalverbandes stehen, keine politi-
schen, religiösen, weltanschaulichen oder ähnliche äußeren Bekundungen abgeben, die geeignet sind,
die Neutralität des Trägers gegenüber Kindern und Eltern oder den politischen, religiösen oder welt-
anschaulichen Frieden in Einrichtungen, auf die dieser Absatz Anwendung findet, zu gefährden oder
zu stören. Insbesondere ist ein äußeres Verhalten unzulässig, welches bei Kindern oder Eltern den Ein-
druck hervorrufen kann, dass eine Fachkraft oder eine andere Betreuungs- und Erziehungsperson ge-
gen die Menschenwürde, die Gleichberechtigung der Menschen nach Artikel 3 des Grundgesetzes, die
Freiheitsgrundrechte oder die freiheitlich-demokratische Grundordnung auftritt. Die Wahrnehmung
des Auftrags nach Artikel 12 Abs. 1 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg zur Erziehung der
Jugend im Geiste der christlichen Nächstenliebe und zur Brüderlichkeit aller Menschen und die ent-
sprechende Darstellung derartiger Traditionen widerspricht nicht dem Verhaltensgebot nach Satz 1.

(9) Die Einstellung einer Fachkraft im Sinne der Absätze 2 und 4 Satz 2 sowie Zusatzkräfte in Einrich-
tungen nach Absatz 8 Satz 1 setzt als persönliches Eignungsmerkmal voraus, dass sie die Gewähr für
die Einhaltung des Absatzes 8 während der gesamten Dauer ihres Arbeitsverhältnisses bietet. Die Ein-
stellung bei einer Einrichtung eines öffentlichen oder privaten Trägers setzt ferner voraus, dass sie
über die für die Ausübung ihrer Tätigkeit erforderlichen deutschen Sprachkenntnisse verfügt.
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(10) Für die Ableistung eines Praktikums zur Ausbildung als Fachkraft kann im Einzelfall auf Antrag ei-
ne Ausnahme von Absatz 8 vorgesehen werden, soweit die Ausübung der Grundrechte es zwingend
erfordert und zwingende öffentliche Interessen an der Wahrung der amtlichen Neutralität und des
Friedens in der Einrichtung nicht entgegenstehen.

Weitere Fassungen dieser Norm

§ 7 KiTaG, vom 19.11.2019, gültig ab zukünftig
§ 7 KiTaG, vom 19.12.2013, gültig ab 11.01.2014
§ 7 KiTaG, vom 15.05.2013, gültig ab 04.06.2013 bis 10.01.2014
§ 7 KiTaG, vom 19.03.2009, gültig ab 01.01.2009 bis 03.06.2013

§ 7 KiTaG wird von folgenden Dokumenten zitiert

 Rechtsprechung

BVerfG 1. Senat 2. Kammer, 18. Oktober 2016, 1 BvR 354/11
BAG 2. Senat, 12. August 2010, 2 AZR 593/09

 Gesetze Landesrecht

Baden-Württemberg
§ 1 KiTaVO, gültig ab zukünftig
§ 1 KiTaVO, gültig ab zukünftig
Anlage GebVO KM, gültig ab 01.01.2019
§ 11 BKSPIT-VO, gültig ab 01.08.2017
§ 6 BKSPIT-VO, gültig ab 01.08.2017
... mehr

Redaktionelle Hinweise

Fundstelle: GBl. 2009, 161,
K.u.U. 2009, 68, 69
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Gesetz über die Betreuung und Förderung von Kindern in Kindergärten,
anderen Tageseinrichtungen und der Kindertagespflege

(Kindertagesbetreuungsgesetz - KiTaG)
Vom 19. März 2009

§ 8
Förderung von Einrichtungen freier Träger

(1) Für die Förderung von Einrichtungen freier und privat-gewerblicher Träger im Sinne dieses Geset-
zes sind die Gemeinden zuständig. Die Träger von Einrichtungen unterrichten die Standortgemeinde
über die Zahl und den Betreuungsumfang auswärtiger Kinder.

(2) Träger von Einrichtungen oder Gruppen nach § 1 Abs. 2 bis 5, die in die Bedarfsplanung nach § 3
Abs. 3 aufgenommen sind, erhalten von der Standortgemeinde einen Zuschuss in Höhe von mindes-
tens 63 Prozent der Betriebsausgaben. Die Erhöhung der Personalausgaben, die sich aus der Verän-
derung des Mindestpersonalschlüssels nach § 2 a Abs. 4 Nr. 1 ergibt, ist den Trägern der Tageseinrich-
tungen im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 zusätzlich zur Förderung nach Satz 1 in vollem Umfang zu erstat-
ten. Dabei können die Zuschüsse zu den Betriebsausgaben Berücksichtigung finden, die für eine Aus-
stattung mit pädagogischem Personal geleistet werden, deren Umfang den in der auf der Grundlage
von § 2 a Abs. 4 Nr. 1 zu erlassenden Rechtsverordnung am 31. August 2010 geltenden Mindestper-
sonalschlüssel überschreitet. Abweichend von Satz 1 sind die Personalausgaben der für die nach der
Kindertagesstättenverordnung gewährte Leitungszeit für die Leitung einer Einrichtung zur Wahrneh-
mung von pädagogischen Leitungsaufgaben den Trägern der Tageseinrichtungen im Sinne von § 1 Ab-
satz 1 Nummer 1 in vollem Umfang, jedoch beschränkt auf den in dieser Verordnung geregelten Min-
destumfang der Leitungszeit, zu erstatten. Dabei können die Zuschüsse zu den Betriebsausgaben an-
gerechnet werden, die für eine Ausstattung mit pädagogischem Personal geleistet werden, dessen
Umfang den in der Kindertagesstättenverordnung vom 25. November 2010 (GBl. S. 1031) geregelten
Umfang überschreitet, und soweit diese Zuschüsse nicht bereits nach Satz 3 angerechnet werden.

(3) Träger von Einrichtungen oder Gruppen nach § 1 Abs. 6, die in die Bedarfsplanung nach § 3 Abs. 3
aufgenommen sind, erhalten von der Standortgemeinde einen Zuschuss in Höhe von mindestens 68
Prozent der Betriebsausgaben. Abweichend von Satz 1 sind die Personalausgaben der für die nach der
Kindertagesstättenverordnung gewährte Leitungszeit für die Leitung einer Einrichtung zur Wahrneh-
mung von pädagogischen Leitungsaufgaben den Trägern der Tageseinrichtungen im Sinne von § 1 Ab-
satz 1 Nummer 2 in vollem Umfang, jedoch beschränkt auf den in dieser Verordnung geregelten Min-
destumfang der Leitungszeit, zu erstatten. Dabei können die Zuschüsse zu den Betriebsausgaben an-
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gerechnet werden, die für eine Ausstattung mit pädagogischem Personal geleistet werden, deren Um-
fang den in der Kindertagesstättenverordnung festgelegten Umfang überschreitet.

(4) Träger von Einrichtungen oder Gruppen nach § 1 Abs. 2 bis 6, die nicht in die Bedarfsplanung nach
§ 3 Abs. 3 aufgenommen sind, erhalten für jeden belegten Platz von der Standortgemeinde einen Zu-
schuss mindestens in Höhe des sich je Kind entsprechend der Betreuungszeit nach §§ 29 b und 29 c
des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) im Vorjahr ergebenden Betrags. Zusätzlich sind die Personalaus-
gaben für die nach der Kindertagesstättenverordnung gewährte Leitungszeit für die Leitung einer Ein-
richtung zur Wahrnehmung von pädagogischen Leitungsaufgaben den Trägern der Tageseinrichtun-
gen im Sinne von § 1 Absatz 1 in vollem Umfang, jedoch beschränkt auf den in dieser Verordnung ge-
regelten Mindestumfang der Leitungszeit, zu erstatten. Erfolgt die Betreuung nicht während des gan-
zen Jahres, besteht ein Ausgleichsanspruch nur für die Monate, in denen für das Kind in der Einrich-
tung ein Betreuungsverhältnis besteht.

(5) Träger von Einrichtungen oder Gruppen nach § 1 Absätze 2 bis 5 erhalten für jedes betreute Kind
mit Behinderung oder mit drohender Behinderung ab Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum
Schuleintritt mit einem besonderen Unterstützungsbedarf zur Teilhabe an frühkindlicher Bildung in ei-
ner Einrichtung im Sinne von Absatz 6 von der Standortgemeinde einen zusätzlichen Zuschuss min-
destens in Höhe des sich je Kind entsprechend der wöchentlichen Betreuungszeit nach § 29b FAG im
Vorjahr ergebenden Betrags. Erfolgt die Betreuung des Kindes nicht während des ganzen Jahres, be-
steht ein Anspruch auf diesen zusätzlichen Zuschuss nur für die Monate, in denen für das Kind in der
Einrichtung ein Betreuungsverhältnis besteht. Soweit dies zum Nachweis des Anspruchs gegenüber
der Standortgemeinde erforderlich ist, ist die Verarbeitung personenbezogener Daten der Kinder, für
die ein Zuschuss nach Satz 1 beantragt wird, zulässig. Name, Vorname, Geburtsdatum, der jeweils er-
füllte Tatbestand nach Absatz 6 und Daten zum zeitlichen Umfang der Bildung, Erziehung und Betreu-
ung in der Einrichtung werden der Standortgemeinde übermittelt, soweit der Nachweis anhand von
Daten ohne Personenbezug nach Einschätzung der Standortgemeinde im Einzelfall zur Überprüfung
des Anspruchs nicht erbracht werden kann. Erfolgt eine Verarbeitung personenbezogener Daten, sind
die an der Datenverarbeitung Beteiligten besonders zu sensibilisieren, die Daten zu verschlüsseln so-
wie der Zugang zu den personenbezogenen Daten zu beschränken. Die Träger der Einrichtungen dür-
fen andere Stellen oder Personen mit dieser Datenübermittlung beauftragen; die Standortgemeinde
darf die personenbezogenen Daten unter Wahrung insbesondere des besonderen Schutzniveaus von
Gesundheitsdaten im Einzelfall weiterverarbeiten, soweit dies für Zwecke der finanziellen Förderung
nach diesem Absatz erforderlich ist.

(6) Ein Kind mit einem besonderen Unterstützungsbedarf für eine Teilhabe an frühkindlicher Bildung
in der Einrichtung ist ein Kind mit Behinderung oder mit drohender Behinderung, das

1. interdisziplinäre Frühförderung oder sonderpädagogische Frühförderung oder heilpädagogische
Maßnahmen mindestens seit sechs Monaten in Anspruch nimmt oder für das eine solche Maß-
nahme vereinbart oder bewilligt ist und das diese voraussichtlich mindestens sechs Monate in
Anspruch nehmen wird und

 

2. nach der begründeten Feststellung der Leitung der Einrichtung und entsprechender Fachdiens-
te einen erhöhten Unterstützungsbedarf durch die Fachkräfte in der Einrichtung hat, der nicht
durch Maßnahmen anderer Leistungsträger oder Stellen aufgrund gesetzlicher Verpflichtung
oder erbrachter Leistung abgedeckt ist.
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(7) Träger von Einrichtungen nach § 1 Absätze 2 bis 5 erhalten von der Standortgemeinde für die Ko-
operation zwischen der Kindertageseinrichtung und der Grundschule einen zusätzlichen Zuschuss in
Höhe von mindestens 1.000 Euro pro Jahr ab 1. Oktober 2019.

(8) Eine über die Absätze 2 bis 5 und 7 hinausgehende Förderung wird in einem Vertrag zwischen der
jeweiligen Gemeinde und dem Einrichtungsträger geregelt.

(9) Die kommunalen Landesverbände schließen mit den Kirchen und den Verbänden der sonstigen
freien Träger der Jugendhilfe eine Rahmenvereinbarung über Planung, Betrieb und Finanzierung. Die
Rahmenvereinbarung bildet die Grundlage für die Verträge im Sinne von Absatz 8.

Weitere Fassungen dieser Norm

§ 8 KiTaG, vom 19.11.2019, gültig ab zukünftig
§ 8 KiTaG, vom 18.12.2018, gültig ab 01.01.2019
§ 8 KiTaG, vom 19.10.2010, gültig ab 28.10.2010 bis 31.12.2018
§ 8 KiTaG, vom 19.03.2009, gültig ab 01.01.2009 bis 27.10.2010

§ 8 KiTaG wird von folgenden Dokumenten zitiert

 Rechtsprechung

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 12. Senat, 23. Februar 2016, 12 S 638/15
VG Stuttgart 7. Kammer, 10. April 2013, 7 K 154/11
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 12. Senat, 1. Februar 2011, 12 S 1774/10

Redaktionelle Hinweise

Fundstelle: GBl. 2009, 161,
K.u.U. 2009, 68, 69
 

 



- Seite 2 von 2 -

Baden-Württemberg
§ 2 KiTaVO, gültig ab 10.12.2010

Redaktionelle Hinweise

Fundstelle: GBl. 2009, 161,
K.u.U. 2009, 68, 69
 

 


